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Die Demokratie soll ergänzt werden
Politikverdrossenheit und Bürgerräte: „Lernen, dass es nicht so einfach ist wie an der Theke“, FR-Politik vom 4. Dezember

Erfolgreiche Arbeit

des ersten Bürgerrats

Der Bürgerrat (entspricht den
irischen citizens‘ assemblies,
übersetzt Bürgerversammlun-
gen) Demokratie hat am 15.11.
sein Bürgergutachten mit 22
konkreten Vorschlägen zur Stär-
kung der Demokratie an Bun-
destagspräsident Wolfgang
Schäuble überreicht. Das Bür-
gergutachten wurde von 160
bundesweit aus den Einwohner-
melderegistern gelosten Men-
schen auf Grundlage von Vorträ-
gen und Diskussionen mit Ex-
perten erarbeitet.

„Ja, unsere bewährte reprä-
sentative Demokratie soll er-
gänzt werden durch eine Kom-
bination von Bürgerbeteiligung
und Volksentscheiden auf Bun-
desebene“, mit dieser Empfeh-
lung gibt der Bürgerrat eine kla-
re Antwort auf die im Koaliti-
onsvertrag festgehaltene Frage-
stellung zum Ausbau der Demo-
kratie, zu der die große Koalition
eine eigene Expertenkommissi-
on angekündigt hat. Kernforde-
rungen des Bürgerrats sind au-
ßerdem weitere Bürgerräte zu
bundespolitischen Themen, die
Einführung bundesweiter Volks-
abstimmungen sowie die Ein-
richtung einer eigenen Stabsstel-
le für Bürgerbeteiligung und di-
rekte Demokratie.

Die angekündigte Experten-
kommission ist bis heute nicht
gegründet. Der Initiative von
Mehr Demokratie e.V. ist es zu

verdanken, dass „von unten“ der
Regierung jetzt qualifiziert zuge-
arbeitet wurde. Der Beratungs-
prozess einschließlich regionaler
„Vorrunden“ dauerte etwa ein
halbes Jahr, keineswegs eine lan-
ge Zeit für die Erarbeitung kon-
struktiver und konsensfähiger
Vorschläge. Und in jedem Fall
günstiger als hektische „Schnell-
schüsse“, sei es in Sachen Klima
oder anderer relevanter Themen.

Ich wünsche mir, dass dieser
erfolgreichen Arbeit des ersten
bundesweiten Bürgerrats in
Deutschland mehr Aufmerksam-
keit zuteil wird und dass vor al-
lem die Regierung jetzt zügig ak-
tiv wird. Ulrike Hanstein, Karlsruhe

Eine gefährliche Situation

für unsere Demokratie

Wahlbeteiligung 45 Prozent und
weniger, AfD-„Höhenflug“ –
und schon wird von „Politikver-
drossenheit“ und unpolitischer
Jugend gesprochen, als ob diese
Bezeichnung das Verhalten der
Bürger erklären könnte. Fast
zeitgleich erfreuen sich die Be-
wegungen „Fridays for Future“,
„Extinction Rebellion“, „Ende
Gelände“ mit zivilem Ungehor-
sam unerwarteter Zustimmung
und Zulauf – unter anderem mit
der Begründung, dass anders die
„staatstragenden“ Parteien nicht
in der Lage zu sein scheinen, die
drängenden Probleme aufzu-
greifen und zu bearbeiten.

Seit längerem wird das de-
mokratische Agieren von einem

zunehmend größeren Teil der
Bürger als unbefriedigend wahr-
genommen – eine gefährliche Si-
tuation für unsere Demokratie,
denn dies könnte mit dem Ruf
nach „der starken Hand“ enden.
Kann diese unbefriedigende
Wahrnehmung nicht daran lie-
gen, dass das praktizierte Wahl-
verfahren als alternativlos, als al-
lein demokratische Prozesse ge-
währleistendes Verfahren be-
hauptet wird – unter den beste-
henden Bedingungen von Lobby-
ismus, Wunsch nach Wahlerfolg
und Wiederwahl – den ge-
wünschten demokratischen Pro-
zessen nicht (mehr) gerecht wer-
den kann? Unter anderem weist
„Extinction Rebellion“ in der Be-
gründung zum Ungehorsam da-
rauf hin, dass aus seiner Sicht
das praktizierte Wahlverfahren
ergänzt werden sollte, um demo-
kratische Prozesse in bestimm-
ten Bereichen besser zu ermögli-
chen – d.h. dass diese Forderun-
gen Gegenteil von undemokrati-
schen Prozessen anstreben.

Seit längerem gibt es Grup-
pen auf wissenschaftlicher Ebe-
ne, die sich mit ergänzenden
Möglichkeiten zum Wahlverfah-
ren beschäftigen und anhand
von praktischen Beispielen Er-
folge vorzeigen können. Sie ori-
entieren sich an Beispielen, die
im „alten Athen“ unter Perikles
und den Stadtstaaten Venedig,
Florenz und anderen mit Erfolg
mit einer Kombination aus
Wahl- und Losverfahren operier-
ten. Gerhard Rüth, Herold

Nationale
Schnapsidee
Zu: „Weichenstellung für Europas
Raumfahrt“, FR-Wissen vom 26.11.

Mit Verlaub, die europäische
Raumfahrt hat seit langem einen
unabhängigen Zugang zum All,
in Kourou in Französisch-Guya-
na. Die Lage von Kourou ist ide-
al, sehr nahe am Äquator und
somit deutlich günstiger als
Cape Canaveral oder gar Baiko-
nur in Kasachstan. Die Lage ei-
nes Startgeländes ist wichtig,
denn am Äquator ist die Umdre-
hungsgeschwindigkeit der Erd-
oberfläche am größten – dies
verleiht den Raketen einen ho-
hen Gratis-Startimpuls, spart
reichlich Treibstoff und vermin-
dert die Umweltbelastung. Es
steht nicht zu befürchten, dass
der EU der Zugang zum Startge-
lände streitig gemacht wird.

Was soll nun die Schnapsidee
eines deutschnationalen Raketen-
startplatzes an der Nord- oder
Ostsee? Und wenn ja, warum
nicht gleich Peenemünde mit sei-
ner glorreichen Tradition? Auch
wenn es in manchen Kreisen
nicht gern gehört wird, die Zeit
nationaler Alleingänge ist vorbei.
Wir haben nur als ein gut funk-
tionierendes Europa eine Chance,
uns gegenüber den Weltmächten
zu behaupten. Es macht keinen
Sinn, die europäische Raumfahrt
zu spalten und die Beziehungen
zu Frankreich unnötig zu belas-
ten, nur weil ein paar Lobbyisten
an einer kontraproduktiven Fehl-
investition verdienen wollen.

Gerhard Schwartz, Frankfurt
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